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Richtlinie für die Vergabe von Zuwendungen aus dem Programm „Klimaschutz für Bürgerinnen und 
Bürger"

Präambel

Das Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung erlässt im Ein­
vernehmen mit dem Finanzministerium folgende Richtlinie:.

Der Klimawandel und die Erderwärmung sind die drängendsten Probleme unserer Zeit. Deutschland 
hat sich verpflichtet, die Pariser Klimaschutzziele zu erreichen und Schleswig-Holstein wird seinen 
Beitrag hierzu leisten. Um im Land Impulse für den Klimaschutz zu setzen und die Bürgerinnen und 
Bürgern bei ihren Klimaschutzanstrengungen zu unterstützen, fördert das Land direkte Investitionen 
in den Klimaschutz. Die Förderung soll den Bürgerinnen und Bürgern unmittelbar zu Gute kommen, 
denn jeder Beitrag zum Klimaschutz durch den Einzelnen trägt dazu bei, die gemeinsamen Ziele zu 
erreichen.

1. Förderziel und Zuwendungszweck

1.1. Ziel des Förderprogramms „Klimaschutz für Bürgerinnen und Bürger" ist es, dass die Bür­
gerinnen und Bürger in ihren eigenen Klimaschutzbemühungen unterstützt werden und 
möglichst unkompliziert einen Zuschuss vom Land erhalten, wenn sie selbst eine Investi­
tion in den Klimaschutz tätigen.

1.2. Das Land Schleswig-Holstein gewährt nach Maßgabe
dieser Richtlinie,
der Verwaltungsvorschriften (VV) zu § 44 Landeshaushaltsordnung (LHO), 
der Landeshaushaltsordnung,
der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung (AN- 
Best-P),

Zuwendungen für die unter Ziffer 2 genannten Vorhaben.

1.3. Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung von Zuwendungen besteht nicht. Die Bewilli­
gungsbehörde entscheidet aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmittel.

2. Gegenstand der Förderung

Die nachfolgend genannten Anschaffungen und Maßnahmen können unter den Voraussetzungen 
der Nummern 4.1 bis 4.15 nach Maßgabe der Nummern 5.2.1 bis 5.2.10 dieser Richtlinie geför­
dert werden:

2.1. Lastenfahrräder
2.2. Errichtung eines Ladepunktes zur Ladung von Elektrofahrzeugen (Wallbox)
2.3. Stromspeicher
2.4. PV-Balkonanlagen
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2.5. Solarthermieanlagen
2.6. Installation einer nichtfossilen Heizungsanlage
2.7. Einrichtung eines Fernwärmeanschlusses
2.8. Errichtung eines Gründaches
2.9. Regenwasserzisternen
2.10. Elektrofahrräder

3. Zuwendungsempfänger, Zuwendungsempfängerin

Antragsberechtigt sind natürliche Personen, die ihren Erstwohnsitz in Schleswig-Holstein haben. 
Es darf keine wirtschaftliche Tätigkeit im Zusammenhang mit dem Gegenstand dieser Förderung 
ausgeübt werden. Pro Person ist nur ein Antrag für dieselbe Maßnahme gern. Ziffer 2 möglich. 
Dieselbe Maßnahme kann nicht mehrfach gefördert werden.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

4.1. Lastenfahrräder im Sinne dieser Richtlinie sind alle Fahrräder, welche eine feste Vorrich­
tung am Rahmen des Fahrrades aufweisen, welche zum Transport sperriger Güter und 
großer Lasten geeignet und bestimmt ist. Lastenfahrräder mit Elektromotor können bei 
Erfüllung der Voraussetzung gern. 4.10. als Elektrofahrrad gefördert werden. Darüber 
hinaus sind Lastenfahrräder förderfähig, welche auch dem Zweck des Transports von 
Kindern oder Kleintieren dienen. Nicht gefördert werden Fahrräder, die mit einer fossi­
len Hilfsmotor angetrieben werden, Fährradrikschas, Tandems und Fahrräder, die aus­
schließlich zur Personenbeförderung gedacht sind.

4.2. Ladepunkt im Sinne dieser Richtlinie ist die für die Stromversorgung eines Elektrofahr­
zeugs bestimmte Einrichtung, an der Strom mit einer Ladeleistung von mindestens 11 
kW und höchstens 22 kW an ein Elektromobil übertragen werden kann.

4.3. Stromspeicher im Sinne dieser Richtlinie sind Einrichtungen, die das Einspeichern von 
elektrischer Energie gewährleisten sowie das Speichern und Entladen der elektrischen 
Energie ermöglichen. Dabei können verschiedene Technologien zum Einsatz kommen, 
beispielhaft zu nennen sind hier Batteriespeicher, Salzwasserbatterie und Redox-Flow- 
Systeme, wobei diese Aufzählung nicht abschließend ist. Der Stromspeicher muss min­
destens eine Kapazität von 3 kWh besitzen.

Voraussetzung für die Förderung eines Stromspeichers ist das Vorhandensein oder die 
Neuerrichtung einer Gebäude-PV-Anlage mit einer Mindestleistung von 5 kWp und de­
ren Anschluss an den Stromspeicher.

4.4. PV-Balkonanlagen sind Anlagen, welche eine Mindestleistung von 300 W und eine 
Höchstleistung von 600 W aufweisen und welche die Voraussetzungen nach VDE VDE- 
AR-N 4105 erfüllen muss. Ferner darf für die eingespeiste Strommenge keine EEG-Vergü- 
tung in Anspruch genommen werden.
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4.5. Solarthermieanlagen im Sinne dieser Richtlinie sind Solarkollektoranlagen zur thermi­
schen Nutzung, die der Warmwasserbereitung, der Raumheizung oder einer kombinier­
ten Warmwasserbereitung und Raumheizung dienen. Nicht förderfähig sind Solaranla­
gen mit Kollektoren ohne transparente Abdeckung auf der Frontseite (z.B. Schwimm­
badabsorber).

Solarkollektoren sind nur förderfähig, sofern sie das europäische Zertifizierungszeichen 
Solar-Keymark tragen. Das Solar-Keymark Zertifikat sowie der dem Zertifikat zugrunde­
liegende Prüfbericht nach EN 12975-1 oder EN ISO 9806 eines nach ISO 17025 akkredi­
tierten Prüfinstituts müssen der Bewilligungsstelle vorgelegt werden.

Die Solarthermieanlage muss eine Mindestfläche von 3 m2 aufweisen. Die Solarthermie- 
anlage muss sich an der Wohnanschrift des Antragssteller befinden. Dabei kann es sich 
auch um ein Mehrfamilienhaus mit mehreren Wohneinheiten handeln.

4.6. Nichtfossile Heizungsanlagen im Sinne dieser Richtlinie sind Anlagen zur Erzeugung von 
Wärme auf Basis Erneuerbarer Energien. Hierzu zählen u.a. Wärmepumpen und Strom­
heizungen sowie Pellet- und Hackschnitzelanlagen sofern sie zur alleinigen Wärmeerzeu­
gung eingesetzt werden. Die Aufzählung ist nicht abschließend. Wird Strom zur Wärme­
erzeugung eingesetzt, so muss die Stromlieferung als 100% Grünstrom gemäß Energie­
wirtschaftsgesetz ausgewiesen sein. Dafür müssen Herkunftsnachweise für Strom aus 
Erneuerbaren Energien aus dem Herkunftsnachweisregister des Umweltbundesamtes 
verwendet und entwertet werden1.

4.7. Die Errichtung eine? Fernwärmeanschlusses im Sinne dieser Richtlinie ist die Herstellung 
der tatsächlichen Voraussetzungen für einen neuen Anschluss an ein bestehendes oder 
neues Nah- oder Fernwärmenetz, welches aus mindestens 10 Anschlusspunkten be­
steht. Davon umfasst sind die Kosten für die Herstellung des Hausanschlusses inklusive 
der Wärmeübergabestation, der Baukostenzuschuss sowie notwendige Installationsar­
beiten. Zuwendungsfähig sind nur die auf den Antragsteller entfallenden Kosten.

4.8. Die Herstellung eines Gründaches im Sinne dieser Richtlinie ist die Neuerrichtung eines 
Gründaches auf einem Wohnhaus. Nicht umfasst sind Gründächer auf Garagen, Carports 
oder Gartenhäusern. Gefördert werden nur freiwillige Maßnahmen. Nicht gefördert 
werden Maßnahmen, welche aufgrund einer öffentlich-rechtlichen Verpflichtung oder 
gesetzlichen Verpflichtung, wie z.B. Auflagen im Zusammenhang mit genehmigungs­
pflichtigen Baumaßnahmen, durchgeführt werden müssen oder für die ein Bebauungs­
plan Festsetzungen zur Dachbegrünung enthält. Es werden nur Dachbegrünungen geför­
dert, die von einer Fachfirma durchgeführt werden. Die Begrünung muss auf Dauer an­
gelegt sein. .

1 Nähere Informationen finden Sie https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/erneuerbare-
energien/herkunftsnachweisreRister-hknr#ausland oder bei Ihrem Energieversorger ,
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4.9. Eine Regenwasserzisterne im Sinne dieser Richtlinie sind alle Vorrichtungen und Behält­
nisse, welche zum Zwecke der Speicherung von Regenwasser errichtet werden und ein 
Mindestfassungsvermögen von 2.500 I besitzen. Die Regenwasserzisterne muss auf ei­
nem privaten Grundstück des Zuwendungsempfängers errichtet werden.

4.10. Elektrofahrräder im Sinne dieser Richtlinie sind alle Fahrräder, welche über einen Elek­
tromotor bis maximal 250 Watt verfügen und den Fahrer während des Tretens bis zu ei­
ner Geschwindigkeit von 25 km/h unterstützen2. Für die Förderfähigkeit im Sinne dieser 
Richtlinie muss der Akkumulator mindestens eine Kapazität von 400 Wh besitzen.

4.11. Der Standort des geförderten Projektes i.S.v. 2.2.-2.9. muss in Schleswig-Flolstein liegen.

4.12. Es darf sich bei den geförderten Gegenständen weder um einen Eigenbau, einen Proto­
typ, eine Reparatur oder eine Ersatzbeschaffung handeln.

4.13. Es werden lediglich Neuanschaffungen gefördert. Der Erwerb von gebrauchten Gegen­
ständen ist nicht förderfähig.

4.14. Zubehörteile und Umbausätze werden nicht gefördert.

4.15. Das Datum des Kaufvertrages bzw. der verbindlichen Bestellung muss zwischen dem 
l.i.2020  und 31.12.2022 liegen. Zwischen der Antragsstellung und dem Datum des Kauf­
belegs dürfen maximal 60 Kalendertage liegen.

5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung

5.1. Art der Zuwendung

Die Zuwendung wird als Projektförderung in Form eines nicht rückzahlbaren Zuschusses ge­

währt.

5.2. Höhe der Zuwendung und Finanzierungsart
Die Zuwendung ergeht als nicht rückzahlbarer Zuschuss in Form einer Anteilsfinanzierung 
von 50% bis zur Höhe der in den Nummern 5.2.1 bis 5.2.10 als Höchstfördersumme genann­
ten Pauschalbeträge und bei Erfüllung der Voraussetzungen der Nummern 5.2.2. und 5.2.3. 
als Anteilsfinanzierung bis zu 75% der Kosten bis zur jeweiligen Höchstfördersumme.

5.2.1. Die Höhe der Zuwendungen beträgt für Lastenfahrräder gern. Ziff. 2.1 in der Re- 
gel400 €. Die Förderung ist auf 50% der förderfähigen Kosten, in diesem Fall die 
Anschaffungskosten, begrenzt.

5.2.2. Die Höhe der Zuwendungen beträgt für die Errichtung eines Ladepunktes (Wall­
box) zur Ladung von Elektrofahrzeugen gern. Ziff. 2.2 in der Regel 400 € für die

2 Vgl. Definition Pedelec § 1 Abs. 3 Straßenverkehrsgesetz
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Wallbox und 400 € für die Installation- und Anschlusskosten sowie ggf. Herstel­
lung oder Erweiterung des Netzanschlusses. Die Förderung ist auf 50% der för­
derfähigen Kosten, in diesem Fall die Anschaffungskosten, die Installations- und 
Anschlusskosten sowie die Kosten für die Herstellung oder Erweiterung des Netz­
anschlusses, begrenzt. Für den Fall, dass die Wallbox gemeinsam mit einer NeUin- 
stallation einer PV-Dachanlage von mindestens 5 kWp errichtet wird, erhöht sich 
der Förderbetrag für die Wallbox auf 75% der förderfähigen Kosten, begrenzt auf 
maximal 600 €.

5.2.3. Die Höhe der Zuwendung beträgt für Stromspeicher gern. Ziff. 2.3 in der Regel 
800 € für den Stromspeicher und 200 € für die Installations- und Anschlusskos­
ten. Die Förderung ist auf 50% der förderfähigen Kosten, in diesem Fall die An­
schaffungskosten sowie die Installations- und Anschlusskosten, begrenzt. Für den 
Fall, dass der Stromspeicher gemeinsam mit einer Neuinstallation einer PV-Dach­
anlage von mindestens 5 kWp errichtet wird, erhöht sich der Förderbetrag für 
den Stromspeicher auf 75% der förderfähigen Kosten, begrenzt auf maximal 
1.200 €.

5.2.4. Die Höhe der Zuwendung für PV-Balkonanlagen gern. Ziff. 2.4. beträgt 200 €. Die 
Förderung ist auf 50% der förderfähigen Kosten, in diesem Fall die Anschaffungs­
kosten, begrenzt.

5.2.5. Die Höhe der Zuwendung für eine Solarthermieanlage gern. Ziff. 2.5. beträgt 
500 €. Die Förderung ist auf 50% der förderfähigen Kosten begrenzt.

5.2.6. Die Höhe der Zuwendung für eine nichtfossile Heizungsanlage gern. Ziff. 2.6. be­
trägt 500 €. Die Förderung ist auf 50% der förderfähigen Kosten begrenzt.

5.2.7. Die Höhe der Zuwendung für den Fernwärmeanschlusses gern. Ziff. 2.7. beträgt 
500 €. Die Förderung ist auf 50% der förderfähigen Kosten begrenzt. Für den Fall, 
dass der zuständige Energieversorger einen Anschlussbonus oder eine Förderung 
gewährt, so wird die Förderung nur in der Höhe gewährt, dass die Summe aus 
Bonus und Förderung die vom Zuwendungsempfänger zu zahlenden Kosten nicht 
überschreiten.

5.2.8. Die Höhe der Zuwendung für die Errichtung eines Gründaches gern. Ziff. 2.8. be­
trägt 500 €. Die Förderung ist auf 50% der förderfähigen Kosten begrenzt.

5.2.9. Die Höhe der Zuwendung für eine Regenwasserzisterne gern. Ziff. 2.9. beträgt 
400 €. Die Förderung ist auf 50% der förderfähigen Kosten begrenzt.

5.2.10. Die Höhe der Zuwendungen für ein Elektrofahrrad gern. Ziff. 2.10. beträgt in 
der Regel 400 €. Die Förderung ist auf 50% der förderfähigen Kosten, in diesem 
Fall die Anschaffungskosten, begrenzt.
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5.3. Zuwendungsfähige Ausgaben

Zuwendungsfähig sind die Anschaffungskosten sowie für die Ziffern 2.2.,2.3., 2.5.,2.7. 
auch die Installations- bzw. Anschlusskosten.

Ausgaben für eventuell erforderliche Genehmigungsprozesse und den Betrieb sind von 
einer Förderung ausgeschlossen.

6. Kombination mit anderen Förderprogrammen

Die Kombination der Zuschüsse aus dem vorliegenden Förderprogramm mit Zuschüssen, Kredi­
ten und Zulagen aus anderen Förderprogrammen ist möglich, wenn die Richtlinien dieser Pro­
gramme das zulassen und keine anderen Fördermittel damit ersetzt werden.

7. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

7.1. Das Einreichen eines Förderantrages beinhaltet das Einverständnis, dass alle hiermit zusam­
menhängenden Daten von der Bewilligungsstelle (oder der von ihr beauftragten Stelle) auf 
Datenträger gespeichert und von ihr oder der von ihr beauftragten Stelle zur Erfolgskontrolle 
über die Wirksamkeit des Förderprogramms ausgewertet werden und Auswertungsergeb­
nisse veröffentlicht werden dürfen.

7.2. Die beschafften und geförderten Gegenstände müssen mindestens zwei Jahre im Eigentum 
des Antragsstellers verbleiben (Zweckbindungsfrist). Andernfalls widerruft die Bewilligungs­
behörde den Zuwendungsbescheid und die Zuwendung ist zu erstatten. Nach Ablauf der 
Zweckbindungsfrist kann der Zuwendungsempfänger frei über die aus der Zuwendung erwor­
benen Gegenstände verfügen.

7.3. Durch die Erteilung eines Zuwendungsbescheides werden die aufgrund anderer Rechtsvor­
schriften bestehenden Verpflichtungen, für Vorhaben eine Genehmigung, Erlaubnis oder Zu­
stimmung einzuholen, nicht ersetzt.

7.4. Die Summe aller staatlichen Subventionen, Zuwendungen und zweckbestimmten Einnahmen 
darf die zuwendungsfähigen Ausgaben nicht überschreiten.

7.5. Flärtefallregelung und besonderes landespolitisches Interesse

Ergibt sich bei der Anwendung dieser Richtlinie eine im Einzelfall nicht beabsichtigte Härte 
oder liegen besondere landespolitische Interessen vor, können vom für die Energiewende 
zuständigen Ministerium im Einvernehmen mit dem Finanzministerium Ausnahmen zugelas­
sen werden.
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8. Verfahren

8.1. Bewilligungsstelle

8.1.1. Bewilligungsstelle ist das Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und Ländliche 
Räume des Landes Schleswig-Holstein.

8.1.2. Die Bewilligungsstelle ist mit Fragen zur Antragstellung und der Abwicklung der 
Förderung beauftragt.

8.2. Verfahren

8.2.1. Antragsverfahren
Die Zuwendungen sind auf dem bereitgestellten Antragsvordruck beim 
Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und Ländliche Räume des Landes Schles­
wig-Holstein (LLUR)
Hamburger Chaussee 25 
24220 Flintbek 
zu beantragen.

Antragsformulare, die gleichzeitig den Verwendungsnachweis beinhalten, kön­
nen auf der Website des LLUR
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/LLUR/llur node.html 
heruntergeladen werden oder direkt beim LLUR unter der E-Mail.......... angefor­
dert werden. Das Antragsformular muss unterschrieben eingereicht werden. 
Neben dem Antragsformular ist der Kaufvertrag einzureichen.

8.2.2. Bewilligungsverfahren

Über den Förderantrag wird nach der Prüfung gemäß den in dieser Richtlinie festgelegten 
Kriterien entschieden.

8.2.3. Auszahlungsverfahren
8.2.3.1 Der Zuschuss wird nach Prüfung der eingereichten Unterlagen in einer Summe 

ausgezahlt.

8.2.3.2 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für 
den Nachweis und die Prüfung der Verwendung und die ggf. erforderliche Auf­
hebung des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der gewährten Zu­
wendung gelten die VV zu § 44 LHO sowie die Allgemeinen Nebenbestimmun­
gen für Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P) in Verbindung mit der 
entsprechenden Regelung des Landesverwaltungsgesetzes (§§ 116,117,117a 
LVwG), soweit nicht in dieser Förderrichtlinie Abweichungen zugelassen wer­
den.

7

https://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/LLUR/llur_node.html


9. Inkrafttreten

Diese Richtlinie tr itt am 01.01.2020 in Kraft und ist befristet bis zum 31.12.2022.
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Richtlinie für die Gewährung von 
Zuwendungen für verschiedene 
Maßnahmen des Tierschutzes

Gl.Nr. 6614.9
Bekanntmachung des Ministeriums für Energiewende,
Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung
vom 17. Juli 2019 -  V 244 -

1 Förderziel und Zuwendungszweck

Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie 
und der Verwaltungsvorschriften zu § 44 Landes- 
haushaltsordnung (LHO) Zuwendungen zur Unter­
stützung der Leistungen des ehrenamtlichen Tier­
schutzes, hier insbesondere Tierheime und tier- 
.heimähnliche Einrichtungen. Ein Anspruch des 
Zuwendungsempfängers auf Gewährung der Zu­
wendung besteht nicht. Vielmehr entscheidet die 
Bewilligungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemä­
ßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haus­
haltsmittel.

2 Gegenstand der Förderung

Zuwendungen können für folgende Maßnahmen 
gewährt werden:

2.1 Errichtung und Erweiterung von Tierheimen 
und tierheimähnlichen Einrichtungen.

2.2 Neu-, Aus- und Umbau von Gebäuden im Zu­
sammenhang mit 2.1.

2.3 Erwerb von Gebäuden im Zusammenhang mit 
2.1, soweit diese ausschließlich zur Unterbrin­
gung und Pflege von herrenlosen Tieren oder von 
Tieren, die vom Besitzer ausgesetzt oder diesem 
abhandengekommen bzw. weggenömmen wor­
den sind, benötigt werden.

2.4 Ausstattung von Tierheimen und tierheimähnli­
chen Einrichtungen (z.B. Zwinger, Käfige, Geräte).

2.5 Andere Maßnahmen zur Erhaltung der Funktio­
nalität von Tierheimen oder tierheimähnlichen Ein­
richtungen (z.B. Tierarzt- und Quarantäneräume, 
Sanitätsräume sowie Räume, die der Verwaltung 
des Tierheims oder der tierheimähnlichen Einrich­
tung dienen, Sanitärräume, Heizungs- und Lüf­
tungsanlagen). Dies beinhaltet nicht die laufende 
Unterhaltung u.ä. (siehe Ziffer 2.9).

2.6 Außerdem können bei Vorliegen einer besonde­
ren Begründung gefördert werden:
Der Erwerb von Fahrzeugen und deren Zubehör 
(z.B. Anhänger) zum Transport von Tieren,

Nach diesen Richtlinien sind nicht förderungsfähig:
2.7 Aufwendungen für Räume, die der sonstigen 

Arbeit des Vereins dienen (z.B. Tagungsräume).

2.8 Personal- und Sachausgaben des Zuwendungs­
empfängers einschließlich Aufwendungen für die 
Fortbildung.

2.9 Die laufende Unterhaltung der Tierheime und 
tierheimähnlichen Einrichtungen.

2.10 Aufwendungen, zu deren Übernahme Dritte ver­
pflichtet sind oder die Dritte übernommen haben.

2.11 Kosten für Richtfeste und Einweihungen.
2.12 Kosten für technische und funktionale Pla­

nungen.
2.13 Öffentlich-rechtliche Gebühren und Abgaben.
2.14 Die Umsatzsteuerbeträge, die der Zuwen­

dungsempfänger nach § 15 des Umsatzsteuerge­
setzes als Vorsteuer abziehen kann.

2.15 Maßnahmen, die bereits begonnen worden sind.

Die Bewilligungsbehörde kann auf begründeten 
Antrag im Einzelfäll die Zustimmung zum vorzeiti­
gen Projektbeginn nach Maßgabe der Nummer 1.3 
der VV zu § 44 LHO erteilen. Ein Anspruch auf Be­
willigung entsteht nicht.

2.16 Zum Zwecke der Erfolgskontrolle haben die 
Zuwendungsempfänger bei Vorlage des Verwen­
dungsnachweises (siehe Ziffer 7.3) in einem Be­
richt darzustellen, inwieweit die mit der Förderung 
angestrebte Zielsetzung erreicht wurde. Der Be­
richt soll dazu auch Zahlenangaben enthalten 
(Anzahl der aufgenommenen und abgegebenen 
Tiere nach Tierarten und Jahren getrennt). Dies 
ist zusätzlich in einem revisionssicheren Ein- und 
Ausgangsbuch festzuhalten bis zum Ende der 
Zweckbindung (siehe Ziffer 6.5).

3 Zuwendungsempfängerinnen bzw. Zuwendungs­
empfänger
Als Zuwendungsempfänger kommen nur juristi­
sche Personen des privaten Rechts in Betracht, 
die ehrenamtlich vorwiegend Belange des Tier­
schutzes verfolgen. Der Besitz einer Erlaubnis 
nach § 11 Abs. 1 Ziffer 3 Tierschutzgesetz oder 
einer dieser entsprechenden Erlaubnis nach altem 
Recht ist zwingend erforderlich.

4 Zuwendungsvoraussetzungen
4.1 Die Aufwendungen, für die eine Zuwendung 

beantragt wird, müssen dem Tierschutz dienen. 
Bei einer Förderung sollen vorrangig solche Tier­
heime und tierheimähnliche Einrichtungen berück­
sichtigt werden, die eine überregionale Funktion 
in Schleswig-Holstein erfüllen.

4.2 Außer den in § 44 LHO und den dazu ergange­
nen Verwaltungsvorschriften genannten Zuwen­
dungsvoraussetzungen muss das Folgende erfüllt 
sein: Die Zuwendungsempfängerin oder der Zu­
wendungsempfänger muss, sofern sie oder er be­
reits früher Zuwendungen für Tierschutzmaßnah­
men erhalten hat,'den Zuwendungsbedingungen 
nachgekommen sein. Hierzu zählt insbesondere 
der fristgerechte Nachweis der Verwendung.
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5 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung

5.1 Die Zuwendung wird im Wege der Projektför­
derung als Anteilsfinanzierung in Form eines nicht 
rückzahlbaren Zuschusses gewährt.

5.2 Die Bewilligungsbehörde setzt im Einzelfall den 
Zuwendungsbetrag und den Anteil an den Ge­
samtausgaben fest. Dabei finden das Landesinte­
resse an den zu fördernden Maßnahmen sowie 
die finanzielle Leistungsfähigkeit des Zuwen­
dungsempfängers Berücksichtigung.

5.3 Die Zuwendung des Landes darf 75 Prozent 
der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben und die 
Summe von jeweils 50,000,00 €  pro Maßnahme 
nicht übersteigen.

5.4 Mittel Dritter, insbesondere der Kommunen, 
sind vorrangig in Anspruch zu nehmen.
Diese Mittel sind immer zu beantragen bevor ein 
Antrag beim Ministerium für Energiewende, Land­
wirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung des 
Landes Schleswig-Holstein gestellt wird. Bei 
Nichtbeantragung erfolgt eine fiktive Anrechnung. 
Werden andere öffentliche Mittel für ein Vorhaben 
gewährt, dürfen die Gesamtzuwendungen aus öf­
fentlichen Mitteln bis zu 75 von Hundert der zu­
wendungsfähigen Gesamtausgaben betragen.

5.5 Projektbezogene Spenden und sonstige pro­
jektbezogene Einnahmen sind von den zuwen­
dungsfähigen Gesamtausgaben abzusetzen.

5.6 Unbare Eigenleistungen werden grundsätzlich als 
förderfähig anerkannt (bis maximal 70 von Hundert).
Aus Gründen der Sparsamkeit und Gleichbehand­
lung mit anderen Zuwendungsempfängern sind 
Eigenleistungen auf die Höhe des gesetzlichen 
Mindestlohnes beschränkt.

5.7 Bemessungsgrundlage sind die nachweisbaren 
zuwendungsfähigen Ausgaben, die unter Anle­
gung eines strengen Maßstabs für eine sparsame, 
wirtschaftliche und zweckmäßige Erlangung des 
Zuwendungszwecks unmittelbar entstehen.

6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Pro laufendem Haushaltsjahr werden maximal 
drei Maßnahmen pro Zuwendungsempfänger mit 
jeweils maximal 50.000,00 €. (siehe Ziffer 3 und 
Ziffer 5.3) gefördert.

6.2 Bei Zuwendungen, die eine Gesamtzuwen­
dungssumme im Sinne dieser Richtlinie in Höhe 
von 10.000,00 €  nicht übersteigen, ist das Vor­
legen eines Kostenvoranschlages für jeden an Fir­
men zu vergebenen Auftrag ausreichend. Bei Zu­
wendungen, mit einer Gesamtzuwendungssumme 
von mehr als 10.000,00 €  ist das Vorlegen von 
drei Kostenvoranschlägen für jeden an Firmen zu 
vergebenen Auftrag notwendig.

6.3 Die bewilligte Zuwendung wird zu einem be­
stimmten Zeitpunkt ausgezahlt, ohne dass es da­
rauf ankommt, ob die Zuwendung innerhalb von 
zwei Monaten für fällige Zahlungen benötigt wird. 
Bei der Festlegung des Zeitpunktes ist § 34 Abs. 2 
LHO zu beachten. Die Zuwendung muss in die­
sem Fall aber spätestens sechs Monate nach Aus­
zahlung bzw. bis zum Abschluss des Bewilligungs­
zeitraumes verwendet werden.

6.4 Eine Weiterleitung der Zuwendung an Dritte 
durch die Zuwendungsempfängerin oder den Zu­
wendungsempfänger ist nicht zulässig.

6.5 Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwen­
dungsempfänger darf über Gebäude nach Ablauf 
von 25 Jahren, über Gegenstände nach Ablauf 
von zehn Jahren seit Auszahlung der Zuwendung 
frei verfügen (Nr. 4.1 ANBest-P). Ausnahmen von 
dieser Regelung können im Zuwendungsbescheid 
zugelassen werden.

6.6 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrech­
nung der Zuwendung sowie für den Nachweis 
und die Prüfung der Verwendung und die gegebe­
nenfalls erforderliche Aufhebung des Zuwen­
dungsbescheides und die Rückforderung der ge­
währten Zuwendung gelten § 44 LHO und die 
dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften in Ver­
bindung mit dem jeweils geltenden Haushaltsge­
setz und dem Landesverwaltungsgesetz, soweit 
nicht in dieser Richtlinie oder im Zuwendungsbe­
scheid Abweichungen zugelassen werden. Die 
Verwendung der Fördermittel durch die Zuwen­
dungsempfängerin oder den Zuwendungsempfän­
ger richtet sich nach den Allgemeinen Nebenbe­
stimmungen für Zuwendungen zur Projektförde­
rung (ANBest-P) für Zuwendungen an Dritte.

6.7 Ergibt sich bei der Anwendung der Richtlinie 
eine im Einzelfall nicht beabsichtigte Härte oder 
liegen besondere landespolitische Interessen vor, 
können im Einvernehmen mit dem Ministerium für 
Finanzen Ausnahmen von dieser Richtlinie zuge­
lassen werden.

7 Verfahren
7.1 Antragsverfahren

Zuwendungen werden nur auf schriftlichen An­
trag unter Verwendung einheitlicher Vordrucke 
gewährt, die beim Ministerium für Energiewende, 
Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisie­
rung des Landes Schleswig-Holstein, V 24, Mer- 
catorstraße 3, 24106 Kiel (Bewilligungsbehörde) 
sowie im Internet erhältlich sind. Der Antrag soll 
möglichst frühzeitig im Kalenderjahr und drei Mo­
nate vor Beginn der Maßnahme, spätestens je­
doch bis zum 30. September des laufenden Haus­
haltsjahres bei der Bewilligungsbehörde einge­
reicht werden, Zweifelsfragen sind mit der 
Bewilligungsbehörde abzustimmen.
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Mit dem Förderantrag sind vorzulegen:
-  eine genaue Projektbeschreibung einschließ­

lich der Bedeutung und der beabsichtigten 
Wirkung der Maßnahme für den Tierschutz,

-  ein Kosten- und Finanzierungsplan mit einer 
Übersicht über alle zu erwartenden Ausgaben 
und Einnahmen,

-  einen bzw. drei Kostenvoranschläge für jeden an 
Firmen zu vergebenen Auftrag (siehe Ziffer 6.2),

-  ein Zeitplan, aus welchem die ungefähre zeit­
liche Durchführung des Vorhabens (Anfang, 
Ende, Zwischenziele) hervorgeht,

-  eine Stellungnahme der zuständigen Veterinär­
behörde, insbesondere zur Auslastung und 
zum künftigen Bedarf des Tierheims bzw. der 
tierheimähnlichen Einrichtung,

-  eine Kopie der Erlaubnis nach § 11 Tierschutz­
gesetz,

-  Stellungnahme des Dachverbandes (sofern 
vorhanden) zur beabsichtigten Maßnahme

-  eine Erklärung, ob und inwieweit Fördermög­
lichkeiten für das Vorhaben über Programme 
anderer Stellen (beispielsweise Kommunen, 
Organisationen) gegeben sind (siehe Anlage).

7.2 Auszahlungsverfahren
Die Bewilligungsbehörde zahlt die Zuwendung nur 
auf schriftliche Anforderung aus. Ein entspre­
chendes Formular erhält die Zuwendungsempfän­
gerin oder der Zuwendungsempfänger mit dem- 
Zuwendungsbescheid.

7.3 Verwendungsnachweisverfahren
Zuwendungsempfänger, die mehrere Maßnahmen 
pro Flaushaltsjahr durchführen und bei denen die 
Gesamtzuwendungssumme 50.000 €  im Haus­

haltsjahr überschreitet, erbringen einen Verwen­
dungsnachweis, der den Vorgaben der Ziffer 6.2 
der ANBest-P entspricht.
Zuwendungsempfänger, die eine Maßnahme pro 
Haushaltsjahr durchführen oder deren Gesamtzu­
wendungssumme auch bei mehreren Maßnahmen 
50.000 €  im Haushaltsjahr nicht überschreitet, 
legen einen vereinfachten Verwendungsnachweis 
vor. Dieser Nachweis besteht gemäß Ziffer 6.3 
der ANBest-P aus einem kurzem Sachbericht und 
einem zahlenmäßigen Nachweis, in dem Einnah­
men und Ausgaben entsprechend der Gliederung 
des Finanzierungsplans summarisch zusammen­
zustellen sind, sowie der notwendigen Belege 
(siehe auch Ziffer 2.16).
In den Belegen über Eigenleistungen sind u.a, an­
zugeben:
-  Ort, Art und Tag der einzelnen Arbeiten
-  Namen und geleistete Stunden der beschäftig­

ten Arbeitskräfte (mit Stundenzettel und Un­
terschrift) sowie die Höhe der Entlohnung (bis 
zur Höhe des gesetzlichen Mindestlohns).

7.4 Nicht benötigte Mittel sind der Bewilligungs­
behörde unverzüglich mitzuteilen und zu erstat­
ten. Dies gilt auch für nachträglich aufgetretene 
Vergünstigungen jeglicher Art.

8 Geltungsdauer
Diese Richtlinie tritt am Tag nach der Verkündung 
in Kraft und gilt bis zum 30, Juli 2022. Gleich­
zeitig tritt die Richtlinie „Richtlinie für die Gewäh­
rung von Zuwendungen für verschiedene Maß­
nahmen des Tierschutzes" vom 25. Juni 2018 
(Amtsbl. Schl.-H. S. 611)*) außer Kraft.

Amtsbl. Schl.-H. 2019 S. 750

*) Gl.Nr. 6614.7
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Anlage zur „Richtlinie für die Gewährung von Zuwendungen für verschiedene 

Maßnahmen des Tierschutzes“

Erklärung über andere Zuwendungsmöglichkeiten des Vorhabens

□  Hiermit erkläre ich / erklären wir, dass über Programme anderer Stellen (bspw. 

Kommunen, Organisationen) keine weiteren Zuwendungsmöglichkeiten gegeben 

sind.

O  Hiermit erkläre ich / erklären wir, dass über Programme anderer Stellen (bspw. 

Kommunen, Organisationen) folgende weitere Zuwendungsmöglichkeiten gegeben 

sind:

>

>

>
>

Ort, Datum

rechtsverbindliche Unterschriften / Vereinsstempel
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